
Das Pirmasenser Schwimmbad
Plub will künftig in der Som-
mersaison das Hallenbad
schließen, um Geld zu sparen.
In dieser Zeit soll künftig – wie
auch in diesem Jahr – nur noch das
Freibad geöffnet sein. Das trifft vie-
le Vereine und Organisationen in
der Region hart. Gestern Abend
hat sich Christoph Dörr, Geschäfts-
führer der Plub GmbH, die Sorgen
und Nöte der Betroffenen ange-
hört. Vom Hebammenhaus plus
und der Schwimmschule „Kleiner
Delphin“ über den Behinderten-
sportverein, den FK Pirmasens,
den Schwimmverein Blau-Weiß,
der DLRG bis hin zum Actic-Fit-
nessstudio, der Rheuma-Liga und
dem Streitkräfteverbund Polygone
in Bann – sie alle seien stark auf
das Hallenbad angewiesen, be-
kräftigen die entsprechenden Ver-
treter. Bei der Suche nach Lösun-
gen und Kompromissen kamen
auch die Schwimmbecken der Nar-
dini- und Pirminiusschule in Pir-
masens ins Gespräch. Mehr dazu
lesen Sie morgen in der PZ. |cyn
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Zweimal betrunken am Steuer

WETTE R

Heute: Einige Schauer und Gewitter
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AUS DER SÜDWESTPFALZ

SÜDWESTPFALZ. Ein 82-jähriger Mann ist
gestern gegen 12.20 Uhr bei einem Verkehrs-
unfall auf der Autobahn 8 bei Zweibrücken ge-
storben. Nach ersten polizeilichen Erkenntnis-
sen ist eine 78-jährige Autofahrerin mit ihrem
VW Touran auf der A 8 in Richtung Saarland
gefahren, als ihr Auto zwischen den An-
schlussstellen Zweibrücken-Ixheim und Zwei-
brücken-Niederauerbach aus bislang unge-
klärter Ursache nach rechts von der Fahrbahn
abkam und mit dem Heck eines Sattelauflie-
gers kollidierte, der pannenbedingt samt Zug-
maschine auf dem Standstreifen stand. Durch
den enormen Aufprall wurde der 82-jährige
Beifahrer im Touran tödlich verletzt und starb
an der Unfallstelle. Die Fahrerin wurde leicht
verletzt in ein Krankenhaus gebracht. Der 34-
jährige Fahrer des Sattelschleppers blieb un-
verletzt. Die Autobahn wurde in Richtung
Saarland voll gesperrt. Ein Unfallgutachter soll
den Unfall rekonstruieren. Zur Bergung der
Fahrzeuge wurde ein Autokran eingesetzt. Bei
den beiden Insassen des Autos handelt es sich
laut Polizei um ein Ehepaar aus der Südwest-
pfalz. Bei der Ehefrau ergaben sich zunächst
keine Anzeichen für Fahruntüchtigkeit. Am VW
entstand Totalschaden, am Auflieger des Sat-
telschleppers erheblicher Sachschaden. Die
Polizei schätzt die Schadenshöhe auf etwa
25.000 Euro. Zeugen sollen sich bei der Polizei
Zweibrücken unter Telefon 06332/9760 mel-
den. |PZ

Auto gerät unter Laster:
82-Jähriger tödlich verletzt

AUS DER PFALZ

BOBENHEIM-ROXHEIM. Ein 52 Jahre alter
Mann aus Worms und ein 45-Jähriger aus Bo-
benheim-Roxheim sind am Montagabend bei
einem schweren Unfall auf der Landesstraße
523 auf Bobenheim-Roxheimer Gemarkung
ums Leben gekommen. Der Unfall wurde der
Polizei um 21.47 Uhr gemeldet. Laut bisheri-
gen Erkenntnissen der Polizei geriet der 45-
Jährige, der aus Richtung Frankenthal kam,
wohl in Höhe der Einmündung der Berliner
Straße mit seinem Motorrad in den Gegenver-
kehr und stieß dort mit dem Motorrad des 52-
Jährigen zusammen, der mit einer 41 Jahre al-
ten Sozia aus Frankenthal unterwegs war.
Trotz Reanimationsversuchen, zunächst durch
Polizisten, dann durch den Rettungsdienst,
starben die beiden Motorradfahrer noch am
Unfallort. Die 41-Jährige wurde schwerverletzt
in ein Krankenhaus gebracht. Da zunächst
nicht klar war, ob auf den beiden Motorrädern
jeweils zwei Menschen gesessen hatten, wur-
de das Gebiet um die Unfallstelle bis Mitter-
nacht umfangreich abgesucht. |dpa/hest

Unfall: Zwei Motorradfahrer
gestorben

Krisensitzung zur Hallenbadschließung im Plub

Fall Edenkoben: Haftbefehl war unterwegs
VON KARIN DAUSCHER, MAINZ

Gegen den Tatverdächtigen im
Entführungs- und Missbrauchsfall
in Edenkoben hat die Staatsan-
waltschaft Frankenthal bereits
vergangene Woche eine Anklage-
schrift mit Haftbefehl auf den Weg
gebracht. Das sagte der Leitende
Oberstaatsanwalt von Franken-
thal, Hubert Ströber, am Dienstag
der PZ.

Der mehrfach vorbestrafte 61-jähri-
ge Sexualstraftäter sollte angeklagt
werden, weil er in drei Fällen gegen
Auflagen verstoßen hat. Seit seiner
Haftentlassung vor einigen Mona-
ten stand der Mann unter Führungs-
aufsicht. Nun ist er dringend tatver-
dächtig, am Montag ein zehnjähri-
ges Mädchen, das auf dem Schulweg
in das Gymnasium Edenkoben war,
in sein Auto gezerrt, entführt und

Staatsanwaltschaft Frankenthal hatte den Sexualstraftäter aus Neustadt schon vergangene Woche im Visier
missbraucht zu haben. Er wurde am
Tattag festgenommen und sitzt in
Untersuchungshaft.

Laut Ströber wurde in der vergan-
genen Woche eine E-Mail mit der
Ankündigung der Anklageschrift
und des Haftbefehls an das zustän-
dige Amtsgericht Neustadt ge-
schickt. Das Gericht könne aber erst
dann tätig werden, wenn die kom-
plette Akte vorliege, sagte Dagmar
Sturm, die stellvertretende Leiterin
des Amtsgerichts Neustadt auf An-
frage. Am Dienstag sei lediglich die
Anklageschrift als E-Akte eingegan-
gen, auch das reiche noch nicht. Der
Haftbefehl sei mit Fluchtgefahr,
nicht mit Wiederholungsgefahr be-
gründet worden, sagte Ströber. Es
war den Ausführungen nach kein
dringender Fall. Sonst hätte der
Haftbefehl einem Haftrichter beim
Landgericht Frankenthal vorgelegt
werden müssen.

Die Staatsanwaltschaft habe den
Mann als gefährlich eingestuft, sag-
te Ströber. Drei Hinweise auf Aufla-
genverstöße, wobei nur einer im Zu-
sammenhang mit einem Gebäude
steht, in dem sich Kinder aufhielten,
hätten die Anklage begründet. Meh-
rere Hinweise aus der Bevölkerung
seien dagegen nicht überprüfbar ge-
wesen, sagte Ströber. Da der Mann
in Neustadt und darüber hinaus be-
kannt war, sein Foto in Chatgruppen
auf sozialen Medien kursierte, war
die Bevölkerung alarmiert. Es kam
zu einem Übergriff auf den Mann.

Laut Staatsanwaltschaft Landau
und Polizeipräsidium Rheinpfalz
haben die Ermittler am Dienstag ein
Gebäude im Landkreis Bad Dürk-
heim ausfindig gemacht, in das der
Mann das Mädchen gebracht hatte,
bevor er mit ihr weiterfuhr. Tatver-
dächtiger und Opfer hätten sich
nicht gekannt. SÜDWEST

BERLIN. Kanzler Olaf Scholz (SPD)
hat Forderungen nach einem ra-
schen Waffenstillstand im Ukraine-
Krieg zurückgewiesen. „Wir müs-
sen uns vor den Scheinlösungen hü-
ten, die den Frieden lediglich im Na-
men tragen“, sagte Scholz am Diens-
tag beim Internationalen Friedens-
treffen der katholischen Gemein-
schaft Sant’Egidio in Berlin. „Frieden
ohne Freiheit heißt Unterdrückung,
und Frieden ohne Gerechtigkeit
nennt man Diktat“, sagte Scholz.
Deutschland werde die Ukraine
weiter dabei unterstützen, sich „ge-
gen die imperialen, historisch ver-
blendeten Machtfantasien des
Herrn im Kreml“ zu verteidigen.

In der Diskussion mit dem Publi-
kum richtete ein Vertreter des Fran-
ziskaner-Ordens die Frage an den
Kanzler, ob jetzt nicht doch die
Stunde für einen Waffenstillstand
gekommen sei. „Was nicht geht ist,
dass der Raubzug legitimiert wird“,
entgegnete der Kanzler. |dpa

Scholz: Kein
schneller Frieden

Staatliche Subventionen
auf Höchststand

VON WINFRIED FOLZ, BERLIN

Die Nachwehen der Corona-Pande-
mie, der Umbau Deutschlands in ein
klimaneutrales Land sowie der
Kampf gegen Inflation und nachlas-
sende Wettbewerbsfähigkeit sind
die Auslöser eines beispiellosen An-
stiegs staatlicher Subventionen.
Während im Jahr 2021 die Finanz-
hilfen und Steuervergünstigungen
des Bundes noch bei knapp 38 Milli-
arden Euro lagen, werden sie bis
zum nächsten Jahr auf 67 Milliarden
Euro steigen – ein Plus von 77 Pro-
zent binnen kürzester Zeit.

Dies geht aus dem Subventions-
bericht der Bundesregierung her-
vor, der alle zwei Jahre erscheint
und im Bundeskabinett verabschie-
det wurde. Nicht enthalten in der
Summe der Staatshilfen sind jene
Mittel für Unternehmen, mit denen
kurzfristig die Folgen des russischen
Angriffskrieges in der Ukraine auf
den Energiesektor abgefedert wer-
den sollen. Diese Zahlungen umfas-
sen in diesem Jahr weitere 20 Milli-
arden Euro. Wegen rückläufiger
Energiekosten könnten diese staat-
lichen Hilfen jedoch spätestens im
April kommenden Jahres wieder
auslaufen, heißt es im Bericht.

Finanzhilfen und Vergünstigungen für Unternehmen und Bürger steigen
rasant an. Im nächsten Jahr gewährt der Bund 67 Milliarden Euro an
Unterstützung, so viel wie noch nie. Die FDP fordert eine Subventionsbremse.

Während das Volumen der Steu-
ervergünstigungen in Höhe von gut
18 Milliarden Euro nahezu unverän-
dert bleibt, steigen vor allem die di-
rekten Finanzhilfen. Sie umfassen
im nächsten Jahr knapp 49 Milliar-
den Euro. Der Löwenanteil von 19
Milliarden Euro fließt dann in die
Förderung der energetischen Ge-
bäudesanierung. Damit werden
Programme zur Steigerung der
Energieeffizienz und der Verwen-

dung erneuerbarer Energien in Ge-
bäuden unterstützt. Der Bezug zu
Umwelt- und Klimazielen der Re-
gierung ist bei der Subventionspoli-
tik klar erkennbar. In diesem Jahr
gibt es bei 83 von 138 Finanzhilfen
einen direkten Bezug zur Nachhal-
tigkeitsstrategie des Bundes. Die Di-
rektsubventionen an Unternehmen,
die in Ostdeutschland Mikrochips
produzieren wollen, schlagen mit
rund vier Milliarden Euro zu Buche.
Für Wasserstoffprojekte gewährt
der Bund Hilfen in Höhe von 2,5 Mil-
liarden Euro.

Die Bundesregierung weist in ih-
rem Bericht auf die Schattenseiten
von Subventionen hin. Diese be-
dürften stets einer besonderen
Rechtfertigung und einer regelmä-
ßigen Erfolgskontrolle. Eine dauer-
hafte Begünstigung könne auch zu
gesamtwirtschaftlichen Verzerrun-
gen führen. Noch kritischer sieht
das die in der Ampel-Koalition mit-
regierende FDP. Deren Bundestags-
fraktion hat auf ihrer Herbstklausur
vor Kurzem eine „umfassende Sub-
ventionsbremse“ gefordert. Unter
anderem sollen alle neuen Subven-
tionen auf maximal fünf Jahre be-
fristet und deren Erfolg gemessen
werden. KOMMENTAR

USA: Republikaner
streben Verfahren
gegen Biden an
WASHINGTON. Die oppositionellen
US-Republikaner treiben ihre Plä-
ne für ein Amtsenthebungsverfah-
ren gegen Präsident Joe Biden vor-
an und zielen dabei auf die Ge-
schäfte von dessen Sohn Hunter.

Der republikanische Vorsitzende
des Repräsentantenhauses, Kevin
McCarthy, wies am Dienstag einen
Ausschuss an, „formelle Ermittlun-
gen gegen Joe Biden zu einem Amts-
enthebungsverfahren“ aufzuneh-
men. Der Präsident habe die Öffent-
lichkeit über sein Wissen über Ge-
schäftstätigkeiten seines Sohnes im
Ausland belogen. „Es geht um Vor-
würfe des Machtmissbrauchs, der
Verschleierung und der Korrupti-
on“, erklärte McCarthy.

Die Republikaner werfen Hunter
Biden vor, in der Vergangenheit die
wichtige Stellung seines Vaters als
Vizepräsident von Barack Obama
(2009 bis 2017) für Geschäfte unter
anderem in der Ukraine und in Chi-
na ausgenutzt zu haben. Sie haben
aber bislang keinerlei Beweise dafür
erbracht, dass Joe Biden sich selbst
etwas zu Schulden kommen ließ.

Das Weiße Haus verurteilte
McCarthys Ankündigung am Diens-
tag als „extreme Politik in ihrer
schlimmsten Form“.

Ob nach den Ermittlungen in ei-
nem weiteren Schritt ein sogenann-
tes Impeachment-Verfahren eröff-
net werden könnte, ist fraglich. Über
eine mögliche Amtsenthebung des
Präsidenten hätte ohnehin die an-
dere Kongresskammer, der Senat, zu
entscheiden. Dort haben Bidens De-
mokraten eine Mehrheit. |afp/dpa
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Bei einem Unfall auf der A 8 bei Zweibrü-
cken starb ein 82-jähriger Mann. FOTO: DPA

Die Retter konnten den beiden Männern
nicht mehr helfen. FOTO: STRIEDER

Leitender Oberstaatsanwalt in
Frankenthal: Hubert Ströber.

FOTO: ABF

Der Staat fördert auch die Produk-
tion von Mikrochips in Deutsch-
land. FOTO: DPA

KOMMENTAR

Eine Grenze
ist erreicht

Subventionen sind zuweilen
notwendig. Dauerhaft tragfähig
ist das System der staatlichen

Finanzhilfen aber nicht.

Zwischen „Gefahr erkannt“ und
„Gefahr gebannt“ ist die Bundes-
regierung in der Mitte steckenge-
blieben. Denn die Gefahr von
Subventionen ist der Ampel-Koa-
lition und vor allem ihrem FDP-
Finanzminister durchaus be-
wusst. Der Subventionsbericht
listet wortreich auf, wie teuflisch
staatliche Finanzhilfen und Steu-
ererleichterungen wirken kön-
nen. Sie beeinflussen den Wett-
bewerb und hemmen zuweilen
die Leistungsbereitschaft. Außer-
dem gibt es Subventionen wie et-
wa die Steuerermäßigung für
Dieselkraftstoff, die klimaschäd-
lich sind, während auf der ande-
ren Seite Milliardenbeträge in die
Bewältigung des Klimawandels
gesteckt werden.

Es wäre indes falsch gewesen,
in der Corona-Krise staatliche
Hilfen zu unterlassen. Auch der
soziale Ausgleich bei künftigen
Investitionen in die Heizungs-
modernisierung bedarf der Un-
terstützung durch den Bund.
Doch auf Dauer führt kein Weg
an der Eindämmung der Subven-
tionsflut vorbei. Das erfordert al-
lerdings den Mut, Stopp zu sagen
und in Kauf zu nehmen, damit
eine gewisse Wählerklientel vor
den Kopf zu stoßen.

VON WINFRIED FOLZ, BERLIN
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